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Ergänzung Rechnungsprüfamtgesetz (RPAG) 
 
Bericht des Rechtsausschusses 
 
in der Sitzung der 15. Landessynode am 4. Juli 2019 
 

 
 
Liebe Schwestern und Brüder,  
 
der Antrag Nr. 03/18 hat eine Ergänzung des Rechnungsprüfamtgesetzes (RPAG) zum Ziel. Dort 
soll nach dem Antrag eine Frist für den spätesten Beginn der Prüfungshandlung festgesetzt wer-
den.  
 
Der Antrag stammt von der Prüfergruppe und verfolgt das an sich richtige Anliegen, dass die 
Rechnungsprüfung so schleunig wie möglich abgeschlossen wird. Denn Prüfungen sind umso ef-
fektiver, je zeitnäher sie vorgenommen werden. Hierüber besteht, glaube ich, Einigkeit. Differenzen 
bestehen allerdings hinsichtlich der Frage, ob die angeregte Gesetzesänderung erforderlich und 
geeignet ist, um dieses Ziel einer beschleunigten Prüfung zu erreichen.  
 
In der Ausschussberatung wurde uns dargelegt, dass es in der Vergangenheit aus verschiedenen 
Gründen die gerügten Missstände gegeben und sich die Rechnungsprüfung verzögert hatte. Aber 
dies ist Vergangenheit. Die Rückstände im Rechnungsprüfamt sind aufgearbeitet. Die Gegenwart 
sieht so aus, dass der Rechnungsabschluss für das Jahr 2017 zur Jahresmitte 2018 abgeschlos-
sen wurde. Das Rechnungsprüfamt benötigt ca. ein Jahr, um die Landeskirche und die angeglie-
derten Einrichtungen zu prüfen. Dies bedeutet, dass das Rechnungsjahr 2017 bis Mitte bzw. Ende 
des Jahres 2019 geprüft sein wird. Manchen mag die Dauer eines Jahres für diese Prüfung lang 
vorkommen. Sieht man sich aber an, was alles zu prüfen ist, und bedenkt man, dass die Mitarbei-
ter des Rechnungsprüfamtes keine Saisonarbeiter, sondern ganzjährig beschäftigt sind, dann ist 
es durchaus sinnvoll, diese das ganze Jahr über kontinuierlich mit der Rechnungsprüfung zu be-
schäftigen.  
 
Der Rechtsausschuss ist daher dem Oberkirchenrat und dem Leiter des Rechnungsprüfamtes in 
der Auffassung gefolgt, dass eine gesetzliche Regelung nicht nötig und der Antrag Nr. 03/18 abzu-
lehnen ist.  
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorsitzender des Rechtsausschusses, Prof. Dr. Christian Heckel 
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